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[bookmark: _Hlk169525483][bookmark: _Hlk169525527]Stadt-/Markt-/Gemeindeamt XXX
..............................................................
..............................................................	GZ:………………
..............................................................	Ort, am Datum



[bookmark: _Hlk169525378]Herrn/Frau
................................................
ggf. z.H. Herrn/Frau 
RA Mag. XXX
................................................
................................................




Behördliche Anordnung
Oö. Hundehaltegesetz 2024
Maßnahme zur Vermeidung der Belästigung/ der Gefährdung/ des Entlaufens

[bookmark: _Hlk169525730]BESCHEID 


Sehr geehrte Frau/Sehr geehrter Herr ……….!

[bookmark: _Hlk190328709]Die Bürgermeisterin/Der Bürgermeister der Stadt-/Markt-/Gemeinde XXX, als Behörde erster Instanz im eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde, entscheidet im amtswegig eingeleiteten Ermittlungsverfahren gemäß § 10 Abs. 1 Oö. HHG 2024 wie folgt:

SPRUCH

(Bitte relevante Variante/n auswählen oder eigene Anordnung formulieren, weitere Varianten sind denkbar)


Variante 1
I. Für folgende/n Hund/e:

	Rufname
	Wurfdatum
	Geschlecht
	Rasse
	Farbe
	Chipnummer

	XXX
	XXX
	XXX
	XXX
	XXX
	XXX



wird gemäß § 10 Abs. 1 Oö. HHG 2024 eine Leinen- und Maulkorbpflicht an öffentlichen Orten angeordnet. 
(Anmerkung: Besteht ex lege eine Auffälligkeit des Hundes (§ 7 Oö. HHG 2024), gilt bereits nach § 9 Abs. 3 einen Leinen- und Maulkorbpflicht an öffentlichen Orten, sodass sich eine Vorschreibung mittels Bescheides erübrigt) 

II. Einer allenfalls gegen Spruchpunkt I. dieses Bescheides eingebrachten Beschwerde wird die aufschiebende Wirkung gemäß § 13 Abs. 2 VwGVG aberkannt. 
(Anmerkung: Durch die Anordnung in II. sind die Verpflichtungen aus diesem Bescheid daher ungeachtet einer erhobenen Beschwerde sofort (=nach Bescheidzustellung) zu erfüllen; ob die Voraussetzungen hierfür vorliegen, hat die zuständige Behörde im Einzelfall zu prüfen).




Variante 2
I. Für folgende/n Hund/e:

	Rufname
	Wurfdatum
	Geschlecht
	Rasse
	Farbe
	Chipnummer

	XXX
	XXX
	XXX
	XXX
	XXX
	XXX



wird gemäß § 10 Abs. 1 Oö. HHG 2024 eine Leinen- und/oder Maulkorbpflicht auf dem privaten Grundstück Nr. XXX EZ XXX KG Nr. XXX Musterkatastralgemeindename angeordnet.

II. Einer allenfalls gegen Spruchpunkt I. dieses Bescheides eingebrachten Beschwerde wird die aufschiebende Wirkung gemäß § 13 Abs. 2 VwGVG aberkannt. 
(Anmerkung: Durch die Anordnung in II. sind die Verpflichtungen aus diesem Bescheid daher ungeachtet einer erhobenen Beschwerde sofort (= nach Bescheidzustellung) zu erfüllen; ob die Voraussetzungen hierfür vorliegen, hat die zuständige Behörde im Einzelfall zu prüfen).

Variante 3
I. Gemäß § 10 Abs. 1 Oö. HHG 2024 wird die Anzahl der von Ihnen gehaltenen Hunde auf einen Hund beschränkt. 

Sie haben den Hund 

	Rufname
	Wurfdatum
	Geschlecht
	Rasse
	Farbe
	Chipnummer

	XXX
	XXX
	XXX
	XXX
	XXX
	XXX



oder den Hund 

	Rufname
	Wurfdatum
	Geschlecht
	Rasse
	Farbe
	Chipnummer

	XXX
	XXX
	XXX
	XXX
	XXX
	XXX



binnen zwei Wochen außerhalb Ihres Einflussbereichs zu verbringen. 

(Zusätzlich eventuell: Bis zur Verbringung eines Hundes sind beide Hunde im Freien auf der Liegenschaft XY an der Leine und/oder mit Maulkorb zu führen.)

II. Einer allenfalls gegen Spruchpunkt I. dieses Bescheides eingebrachten Beschwerde wird die aufschiebende Wirkung gemäß § 13 Abs. 2 VwGVG aberkannt. 
(Anmerkung: Durch die Anordnung in II. sind die Verpflichtungen aus diesem Bescheid daher ungeachtet einer erhobenen Beschwerde sofort (= nach Bescheidzustellung) zu erfüllen; ob die Voraussetzungen hierfür vorliegen, hat die zuständige Behörde im Einzelfall zu prüfen).

Variante 4
I. Für folgende/n Hund/e:

	Rufname
	Wurfdatum
	Geschlecht
	Rasse
	Farbe
	Chipnummer

	XXX
	XXX
	XXX
	XXX
	XXX
	XXX



wird gemäß § 10 Abs. 1 Oö. HHG 2024 die Errichtung eines ausbruchsicheren Zaunes an der Adresse Musterstraße 1, PLZ Ort (alternativ: Gst. Nr. X, KG XY), vorgeschrieben, den der Hund nicht überwinden kann. Alternativ kann der Hund Musterrufname in einem tierschutzgerechten Hundezwinger gehalten werden und ist außerhalb von diesem Zwinger auf der Liegenschaft an der Leine und/oder mit Maulkorb zu führen. Bis zur Errichtung ist der Hund ausbruchsicher im Haus zu verwahren und im Freien auf der Liegenschaft an der Leine und/oder mit Maulkorb zu führen. Für die Errichtung eines Zaunes oder eines Zwingers wird eine Frist von 3 Monaten festgelegt. (Zusätzlich eventuell: Außerhalb der Liegenschaft gilt für den Hund eine Leinen- und Maulkorbpflicht.)

II. Einer allenfalls gegen Spruchpunkt I. dieses Bescheides eingebrachten Beschwerde wird die aufschiebende Wirkung gemäß § 13 Abs. 2 VwGVG aberkannt. 
(Anmerkung: Durch die Anordnung in II. sind die Verpflichtungen aus diesem Bescheid daher ungeachtet einer erhobenen Beschwerde sofort (= nach Bescheidzustellung) zu erfüllen; ob die Voraussetzungen hierfür vorliegen, hat die zuständige Behörde im Einzelfall zu prüfen).

Variante 5
I. Der/Die folgende/n Hund/e:

	Rufname
	Wurfdatum
	Geschlecht
	Rasse
	Farbe
	Chipnummer

	XXX
	XXX
	XXX
	XXX
	XXX
	XXX



darf an Hr./ Fr. Vorname Nachname weder zur Beaufsichtigung, Verwahrung noch zum Führen  gemäß § 10 Abs. 1 Oö. HHG 2024 überlassen werden.

II. Einer allenfalls gegen Spruchpunkt I. dieses Bescheides eingebrachten Beschwerde wird die aufschiebende Wirkung gemäß § 13 Abs. 2 VwGVG aberkannt. 
(Anmerkung: Durch die Anordnung in II. sind die Verpflichtungen aus diesem Bescheid daher ungeachtet einer erhobenen Beschwerde sofort (= nach Bescheidzustellung) zu erfüllen; ob die Voraussetzungen hierfür vorliegen, hat die zuständige Behörde im Einzelfall zu prüfen).

Variante 6
I. Der/Die folgende/n Hund/e:

	Rufname
	Wurfdatum
	Geschlecht
	Rasse
	Farbe
	Chipnummer

	XXX
	XXX
	XXX
	XXX
	XXX
	XXX



hat gemäß § 10 Abs. 1 Oö. HHG 2024 bei jedem Aufeinandertreffen mit haushaltsfremden Personen einen Maulkorb zu tragen. 

II. Einer allenfalls gegen Spruchpunkt I. dieses Bescheides eingebrachten Beschwerde wird die aufschiebende Wirkung gemäß § 13 Abs. 2 VwGVG aberkannt. 
(Anmerkung: Durch die Anordnung in II. sind die Verpflichtungen aus diesem Bescheid daher ungeachtet einer erhobenen Beschwerde sofort (= nach Bescheidzustellung) zu erfüllen; ob die Voraussetzungen hierfür vorliegen, hat die zuständige Behörde im Einzelfall zu prüfen).


Rechtsgrundlagen: (Anmerkung: Auf die geltende Fassung achten)
§ 10 Abs. 1 und Abs. 2 Oö. HHG 2024, LGBl. Nr. 84/2024 in der Fassung LGBl. Nr. 64/2025
§ 3 Abs. 3 Oö. HHG 2024, LGBl. Nr. 84/2024 in der Fassung LGBl. Nr. 64/2025
§ 13 Abs. 2 VwGVG, BGBl. I Nr. 33/2013 in der Fassung BGBl. I Nr. 147/2024


BEGRÜNDUNG

1. Aufgrund des durchgeführten Ermittlungsverfahrens steht folgender (relevanter) Sachverhalt fest:

[Bitte den festgestellten Sachverhalt wiedergeben] 
Beispielsweise: Der Hund mit dem Rufnamen „XXX“ und der Chipnummer XXX hat am XY das Grundstück XY verlassen. Er lief (ohne Maulkorb und ohne Leine) frei auf der Straße XY, auf dem Marktplatz, in ein Geschäft, … Der Hund bewegte sich frei in der Öffentlichkeit…,… auf dem fremden Grundstück des XY … Es war keine Person anwesend, die den Hund beaufsichtigte …(Anführung sämtlicher relevanter Vorfälle/Vorkommnisse)

2. Die Behörde hat Beweise erhoben durch:
[Bitte die aufgenommenen Beweise anführen, wie z.B. Einholung eines Sachverständigengutachtens, Zeugeneinvernahme, Einsichtnahme in die vorgelegten Unterlagen, in den Polizeibericht XXX, Einsichtnahme in das Oö. Hunderegister, etc.]

[Bitte die für die Beweiswürdigung relevanten Umstände ausführen:
Z.B.: Der festgestellte Sachverhalt ergab sich widerspruchsfrei aus den aufgenommenen Beweismitteln.
[ODER]
Z.B.: Zur Frage XXX, liegen widersprüchliche Aussagen der Zeugen XXX und XXX vor. Die Behörde folgt den Ausführungen des Zeugen XXX, weil …]


3. Rechtliche Beurteilung:

Zu I.:
Der festgestellte Sachverhalt ist wie folgt rechtlich zu beurteilen:

Die Entscheidung über die behördliche Anordnung ist nach den maßgeblichen Vorschriften des Oö. HHG 2024 zu beurteilen.

Ein Hund muss gemäß § 3 Abs 3 Oö. HHG 2024 so beaufsichtigt, verwahrt oder geführt werden, dass keine Gefährdung (Z 1) oder unzumutbare Belästigung (Z 2) für Menschen oder Tiere entsteht und er nicht unbeaufsichtigt an öffentlichen Orten (Z 3) oder auf fremdem Grund herumlaufen kann. Die Hundehalterin oder der Hundehalter darf nach § 3 Abs. 4 Oö. HHG 2024 den Hund nur durch Personen beaufsichtigen, verwahren oder führen lassen, die psychisch, physisch und geistig in der Lage sind, den Verpflichtungen gemäß Abs. 3 nachzukommen.

§ 10 Abs. 1 Oö. HHG 2024 lautet: 
„Werden einer Gemeinde konkrete Umstände bekannt, wonach Menschen oder Tiere durch einen bzw. mehrere Hunde gefährdet oder über das örtlich zumutbare Maß hinaus belästigt werden, hat die Gemeinde mit Bescheid Anordnungen, wie zB eine Leinen- und Maulkorbpflicht an öffentlichen Orten, eine Beschränkung der Anzahl der gehaltenen Hunde oder Vorgaben betreffend die Beschaffenheit des Zaunes zu treffen, wenn und soweit dies zur Vermeidung von Gefährdungen oder über das örtlich zumutbare Maß hinausgehenden Belästigungen von Menschen oder Tieren durch einen bzw. mehrere Hunde erforderlich ist. Diese Anordnungen können unabhängig vom Vorliegen der Haltereigenschaft gemäß § 1 Abs. 2 Z 1 auch Personen gegenüber ausgesprochen werden, die den Hund bzw. die Hunde tatsächlich beaufsichtigen, verwahren oder führen.“

[bookmark: _Hlk202514131]Aus den erläuternden Bemerkungen lassen sich zu § 10 Oö. HHG 2024 folgende Ausführungen entnehmen (AB Ltg 917/2024, Blg LT 24. GP, S 23f):

„Abs. 1 zufolge hat die Gemeinde, über die allgemeinen gesetzlichen Vorschriften zur Hundehaltung hinaus (vgl. dazu insbesondere § 3 Abs. 4), im Einzelfall mittels Bescheid geeignete und verhältnismäßige Anordnungen zu treffen und diese unter Setzung einer angemessenen Frist bescheidmäßig vorzuschreiben, wenn dies zur Vermeidung von Gefährdungen oder über das örtlich zumutbare Maß hinausgehenden Belästigungen von Menschen oder Tieren durch einen Hund oder mehrere Hunde erforderlich ist. Es werden Beispiele für mögliche behördliche Anordnungen genannt.“

Gemäß § 10 Abs. 1 Oö. HHG 2024 hat die Gemeinde bei Vorliegen der Voraussetzungen behördliche Anordnungen wie z.B. die Vorschreibung der Leinen- und Maulkorbpflicht an öffentlichen Orten, eine Beschränkung der Anzahl der gehaltenen Hunde, Vorgaben bezüglich der Beschaffenheit eines Zaunes etc. zu treffen. 

[SUBSUMTION: Bitte argumentieren Sie, warum aufgrund des Sachverhaltes eine Gefahr für Menschen und/oder Tiere besteht beziehungsweise eine Belästigung über das ortsübliche Maß hinaus vorliegt, und erläutern Sie, warum die Anordnung geeignet und erforderlich ist, diese Gefährdung oder Belästigung zu verhindern.] 

Z.B.: Durch das freie Herumlaufen des Hundes auf der vielbefahrenen Straße XY waren mehrere Autofahrer irritiert und mussten stark bremsen – dies führte zu einem erhöhten Unfallrisiko, was eine Gefahr für Menschen und Tiere darstellt….
Die Errichtung eines Zauns ist geeignet und erforderlich, um das unkontrollierte Herumlaufen des Hundes zu verhindern und dadurch Gefährdungen und Belästigungen von Menschen und Tieren – etwa durch vom Hund verursachte Verkehrsunfälle – abzuwenden.


Gemäß § 10 Abs. 1 Oö. HHG 2024 ist die Gemeinde sachlich zuständig. Gemäß § 18 Oö. HHG 2024 sind die in diesem Landesgesetz geregelten Aufgaben solche des eigenen Wirkungsbereiches der Gemeinde. Die Zuständigkeit der Bürgermeisterin/des Bürgermeisters zur Besorgung der behördlichen Aufgaben im eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde ergibt sich aus § 40 Abs. 2 Z 3 iVm. § 58 Abs. 2 Z 1 der Oö. Gemeindeordnung 1990. Die örtliche Zuständigkeit ergibt sich aus § 10 Abs. 2 Oö. HHG 2024. (Anmerkung: Anpassung prüfen bei Städten mit eigenem Statut)

Aus den angeführten Gründen war spruchgemäß zu entscheiden.

Information für die Gemeinden: Gemäß § 10 Abs. 1 und 2 Oö. HHG 2024 kann die Maßnahme auch gegenüber Personen angeordnet werden, die nicht Halter des Hundes sind. In diesem Fall ist die Hauptwohnsitzgemeinde der Hundehalterin/des Hundehalters gemäß Abs. 3 Oö. HHG 2024 über den erlassenen Bescheid zu informieren (bitte um Beachtung). 

Zu II.:
[bookmark: _GoBack]Gemäß § 13 Abs. 2 VwGVG kann die Behörde die aufschiebende Wirkung ausschließen, wenn nach Abwägung des öffentlichen Interesses und der Interessen der Parteien aufgrund von Gefahr im Verzug der vorzeitige Vollzug als geboten erscheint.

Grundsätzlich kommt also einer (rechtzeitigen und zulässigen) Beschwerde iSd Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG gemäß § 13 Abs. 1 VwGVG aufschiebende Wirkung zu, sodass der Bescheid bis zum Ablauf der Rechtsmittelfrist nicht vollzogen werden kann und für den Fall der Erhebung einer Beschwerde erst nach Erlassung der Entscheidung des Verwaltungsgerichtes einem Vollzug zugänglich ist. Die Behörde kann allerdings unter den Voraussetzungen des § 13 Abs. 2 VwGVG mit Bescheid die aufschiebende Wirkung ausschließen (VwGH 04.03.2020, Ra 2019/21/0354). 

Die Entscheidung über die Aberkennung der aufschiebenden Wirkung ist stets das Ergebnis einer im Einzelfall vorzunehmenden Interessenabwägung (VwSlg 18.913 A/2014).

Die vorzunehmende Interessenabwägung hat die Interessen der Beschwerdeführer (Verpflichtete des Bescheides) am Erfolg ihres Rechtsmittels gegen die berührten öffentlichen Interessen und die Interessen anderer Parteien abzuwägen. Somit ist als erster Schritt ein Überwiegen der berührten öffentlichen oder der Interessen anderer Parteien (gegenüber den Interessen der Beschwerdeführer) zu beurteilen. Bei einem Überwiegen der berührten öffentlichen Interessen oder der Interessen anderer Parteien ist der Ausschluss der aufschiebenden Wirkung jedoch nur dann statthaft, wenn in einem zweiten Schritt festgestellt wird, dass der vorzeitige Vollzug wegen Gefahr im Verzug dringend geboten ist. Gefahr im Verzug bedeutet, dass den berührten öffentlichen Interessen oder den Interessen einer anderen Partei (als der Beschwerdeführer) ein derart gravierender Nachteil droht, dass die vorzeitige Vollstreckung des Bescheides dringend geboten ist.

Der Ausschluss der aufschiebenden Wirkung ist restriktiv und nur dann zu verfügen, wenn der sofortige Vollzug für eine akute Gefahrenabwehr unerlässlich ist. Demnach liegt Gefahr im Verzug nur dann vor, wenn der unmittelbare Eintritt eines Schadens bei Unterlassung der bescheidmäßig angeordneten Maßnahme wahrscheinlich ist (Götzl/Gruber/Reisner/Winkler, Das neue Verfahrensrecht der Verwaltungsgerichte2 (2017) § 13 Rz 11 ff) 

[SUBSUMTION: Bitte nehmen Sie die entsprechende Interessensabwägung vor und begründen Sie, warum Gefahr im Verzug vorliegt.] 


RECHTSMITTELBELEHRUNG

[bookmark: _Hlk169262754]Gegen diesen Bescheid können Sie binnen vier Wochen nach Zustellung Beschwerde an das Verwaltungsgericht erheben. Falls Sie innerhalb der Beschwerdefrist einen Antrag auf Bewilligung der Verfahrenshilfe stellen, beginnt die Beschwerdefrist erst mit dem Zeitpunkt zu laufen, in dem der Beschluss über die Bestellung der Rechtsanwältin bzw. des Rechtsanwalts zur Vertreterin bzw. zum Vertreter und der anzufechtende Bescheid dieser bzw. diesem zugestellt sind. Wird der rechtzeitig gestellte Antrag auf Bewilligung der Verfahrenshilfe abgewiesen, beginnt die Beschwerdefrist mit der Zustellung des abweisenden Beschlusses an Sie zu laufen.

Die Beschwerde ist schriftlich bei uns einzubringen.

Schriftlich bedeutet handschriftlich oder in jeder technisch möglichen Form nach Maßgabe der Bekanntmachungen der Gemeinde XXX unter http://www.gemeinde-XX.gv.at > Bürgerservice >Amtstafel >Kundmachungen.


Sie hat zu enthalten:
1. die Bezeichnung des angefochtenen Bescheides,
2. die Bezeichnung der belangten Behörde (bescheiderlassende Behörde),
3. die Gründe, auf die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit stützt,
4. das Begehren und
5. die Angaben, die erforderlich sind, um zu beurteilen, ob die Beschwerde rechtzeitig eingebracht ist.

Die Beschwerde (samt Beilagen) ist mit 50 Euro, ein gesondert eingebrachter Antrag auf Ausschluss oder Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung (samt Beilagen) mit 25 Euro pauschal zu vergebühren, sofern keine Gebührenbefreiung vorliegt. Die Gebühr ist unter Angabe des Verwendungszwecks (Geschäftszahl des Bescheides) durch Überweisung auf das Konto des Finanzamtes Österreich, Dienststelle Sonderzuständigkeiten (IBAN AT83 0100 0000 0550 4109, BIC: BUNDATWW) zu entrichten.

Bei elektronischer Überweisung der Beschwerdegebühr verwenden Sie bitte die Funktion „Finanzamtszahlung“ und geben Sie dabei neben dem Betrag folgende Informationen an:
· Steuernummer/Abgabenkontonummer: .. 109999102
· Abgabenart: ………………………………..EEE – Beschwerdegebühr
· Zeitraum: …………………………………..Datum des Bescheides

Die Entrichtung der Gebühr ist durch einen Zahlungsbeleg oder einen Ausdruck über die erfolgte Erteilung einer Zahlungsanweisung nachzuweisen. Dieser Beleg ist der Eingabe anzuschließen.

Sie haben das Recht, im Verfahren vor dem Verwaltungsgericht eine mündliche Verhandlung zu beantragen.

Mit freundlichen Grüßen
Die Bürgermeisterin/Der Bürgermeister
ODER
Für die Bürgermeisterin / den Bürgermeister

[Name des Genehmigenden und Datum der Genehmigung, oder Amtssignatur mit dazugehörigem Hinweis]


Ergeht nachweislich an: 
1. ........................................... (RSb) 
Beilage:  
2. ……………………………… (per dualer Zustellung) 

II. Ergeht zur Kenntnis an: 
3. ........................................... (per Email)
Seite 2 von 2

